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Die Krankenkassen werden
künftigfür homöopathische
Medikamentekeine Kosten
mehr zurückerstatten. Diese
genügen den Kriterien einer

von der EUgeforderten
Positivliste nicht.

Damit wird esdie Alter-
nativmedizinin Luxemburg

nochschwerer haben.

Umgeben von zahllosen Arz-
neifläschchen, bietet Argan
das Bild eines bedauernswerten
Menschen. "Der eingebildete
Kranke" ist "umsorgt" und zu-
gleich ausgebeutet von Ärzten.
Einziger Ausweg: Er wird selbst
Arzt. Molière karikierteinseiner
1673 uraufgeführten Komödie
die Positionen der damaligen
medizinischen Diskussion. Der
pedantische Arzt Diafoirus ver-
körpert die traditionelle Medi-
zin, Argans Bruder Béralde
glaubt hingegen an die Heilkräf-
te der Natur.
Rund drei Jahrhunderte nach-

dem der französische Bühnen-
dichter die zeitgenössische Me-
dizingläubigkeit parodistisch an
den Pranger stellte, scheint die
Frage zwischen traditioneller
und alternativer Medizin noch
i mmer nicht geklärt. Letztere
hat in den vergangenen Jahren
einen wahren Boomerlebt. Wäh-
rend die moderne Apparateme-
dizin vor allembei chronischen
Beschwerden und psychosoma-
tischen Erkrankungen an ihre
Grenzen stößt und die von der
Pharmaindustrie hergestellten
Medikamente nicht seltenunkal-
kulierbare Nebenwirkungen mit
sich bringen, wenden sich viele
PatientInnen desillusioniert an-
deren Methoden wie der Aku-
punktur oder der Homöopathie
zu.
Die VertreterInnen der Alter-

nativmedizin setzen auf
die Selbstheilungskräfte des
menschlichen Körpers. Die Ge-
meinde ihrer AnhängerInnen
wächst, denn inzwischen ver-
trauen ihnen auch gelernte
SchulmedizinerInnen: Soverord-
nen zumBeispiel laut Umfragen
in Deutschland rund 70 Prozent
der niedergelassenen ÄrztInnen
zumindest gelegentlich homöo-
pathische Medikamente. InIndi-
en und Brasilien gibt es sogar
homöopathische Krankenhäu-
ser. Die Homöopathieist dort of-
fiziell anerkannt.

Auch in Luxemburg inte-
grieren einige ÄrztInnen −
genaue Zahlenliegen nicht
vor − homöopathische Me-
thodeninihre Behandlung.
Dennochführt die Homöo-
pathie hierzulande ein
Mauerblümchendasein.

Und die Gefahr, weiter
zurückgedrängt zu werden,
ist größer geworden: Denn
die Krankenkassen werden
künftig für homöopathi-
sche Medikamente keine
Kosten mehr zurückerstat-
ten. Die"Union des caisses
de maladie" (UCM)traf die-
se Entscheidung vergange-
ne Woche bei ihrer Gene-
ralversammlung. Mit Be-
dauern, hieß es, doch die
Streichung dieser Arznei-
mittel sei aufgrund eines
neuen Gesetzes vom 31.
Mai notwendiggeworden.
Mit demGesetz, das am1.
Januar in Kraft treten soll,
überni mmt Luxemburg die
europäische Richtlinie

über Transparenz sowie Preise
und Rückerstattung von Arznei-
mitteln. Es sieht vor, dass jedes
Mitgliedsland der EU eine Posi-
tivlisteführt, in denendie Medi-
kamente aufgelistet sind, deren
Kosten von den Krankenkassen
zurückerstattet werden. Umauf
die Positivliste zu kommen,
muss ein Medikament demvon
der Weltgesundheitsorganisati-
on erstellten anatomisch−thera-
peutisch−chemischen Klassifika-
tionssystem (ATC−Code) ent-
sprechen. Schlechte Karten für
homöopathische Mittel, die die-
se Kriterien nicht erfüllen: Sie
sind meistens so stark ver-
dünnt, dass sie chemisch nicht
mehr ausreichend nachweisbar
sind. "Die Wirkung von homöo-
pathischen Medikamenten ist
wissenschaftlich nicht nachge-
wiesen", erklärt Joe Wirtz. Der
Präsident der "Association des
médecins et des médecins−den-
tistes" steht der Homöopathie
skeptisch gegenüber. Sie sei
"nicht so seriös", meint der
Schulmediziner und fügt hinzu:
"Man muss daranglauben."

Misstrauen gegenüber
"chemischen Keulen"
Jean Huss ist da anderer

Überzeugung. Der grüne Cham-
ber−Abgeordnete und Verfechter
alternativer Heil methoden zeig-
te sich bestürzt über die Ent-
scheidung, homöopathische
Arznei mittel nicht mehr zu för-
dern. Gemeinsam mit seinem
Kollegen von der LSAP, Mars di
Bartolomeo, schrieber einenof-
fenen Brief an Gesundheits− und
Sozial minister Carlo Wagner:
Mit derfür die Homöopathie ne-
gativen Entscheidung würden
die Rechte der PatientInnen auf
eigene Wahl der Therapiemög-
lichkeiten entscheidend ein-
geengt, heißt es in demSchrei-
ben. Dies sei "ein Affront an die
Adresse der zahlreichen Patien-

ten, dieseit Jahrenüber gute Er-
fahrungen mit homöopathi-
schen Heil mittelnberichten".
Die Entscheidung widerspre-

che der Entwicklung der vergan-
genen zehn Jahre, betont Huss.
Die Nebenwirkungender"chemi-
schen Keulen" hätten zu einem
wachsenden Misstrauen gegen-
über der klassischen Medizinge-
führt. Doch eine "Allianz der
klassischen Standesvertreter"
wolle das Rad zurückdrehen, in-
dem sie die Homöopathie als
Scharlatanerie bezeichne und
nur Medikamenteakzeptiere, die
einer besti mmten chemischen
Formel entsprechen, sagt der
Grünen−Politiker undfügt hinzu:
"Man kann die Wissenschaft
nicht auf einen Tunnelblick re-
duzieren." Während das Nach-
barland Belgien die alternativen
Heil methoden anerkenne, sei
Luxemburg in diesemFall eines
der rückständigsten Länder, so
Huss. Deshalb müsse das Gesetz
wieder geändert werden.
Auf ihrer Seite haben Huss

und di Bartolomeo dabei die
"Patiente Vertriedung": "Afinque
tout patient puisse profiter plei-
nement de cette médecine, il
doit avoir droit au rembourse-
ment des prestations", meint de-
ren Präsident René Pizzaferri.
Undauchder LCGBblästins sel-
be Horn. In einer Pressemittei-
lung forderte er vor einigen Ta-
gen, "eine Definitionvonhomöo-
pathischen Medikamenten vo-
ran zu treiben und gegebenen-
falls das Gesetzvom18. April ab-
zuändern".
Dabei handelt es sich um Me-

dikamente, die "i m globalen
Budget wenig ausmachen", so
der Apotheker André Marxen.
"Die wenigsten haben etwas mit
Homöopathie amHut." Das Gan-
ze sei eher eintechnisches Pro-
blem, erklärt Jean−Claude Ast,
der Vorsitzende des Apothe-
kerverbandes. In seiner Apo-
theke machten die homöopathi-
schen Mittel nur einen kleinen
Teil aus. Und ihr Preislevel sei
eher niedrig.
In der Tat fallen die alter-

nativen Mittel mit 65.000 Euro
pro Jahr an Rückerstattung für
die Krankenkassen ohnehin nur
wenig ins Gewicht. Also alles
halb so schli mm, wenn ein paar
Medikamente, die zudem noch
günstig zu haben sind, vom
Patienten selbst bezahlt werden
müssen? "Homöopathie gehört
in die Apotheke", erklärt UCM−
Chef Robert Kieffer. Sie aus der
Liste der Medikamente, die
zurückerstattet werden, zu
verbannen, will niemand wirk-
lich. Die UCM schiebt den
schwarzen Peter der Exekutive
zu. Doch auch da scheint man
nichts gegen Krötendrüsen-
sekret und Knoblauchzwiebel-
saft zu haben. Gesundheits-
minister Carlo Wagner höchst-
persönlich hatte die Ausklam-
merung der homöopathischen
Mittel als "falsches Signal"
bezeichnet. Zu einer Anpassung
der rechtlichen Lage erklärte er
sichkürzlichbereit.

StefanKunzmann

Keng Reklamenfier Tubak w.e.g
Auf die Frage, wer Spa−Francorchamps sponsorn
darf, könnte es schon bald ei ne europäische Antwort
geben. Geht es nach der EU−Kommissi on und dem
Europaparlament, ist es i m Jahr 2005 so weit: Wer-
bung für gesundheitsschädliche Gli mmstengel und
ähnliche Tabakprodukte ist dann per EU−Gesetzi n den
Pri ntmedien, i m Radio sowie i m I nternet verboten.
Zudem wird auch das Sponsori ng durch Tabakkonzer-
ne von Events mit grenzüberschreitender Wirkung
wie etwa Formel 1−Rennen untersagt.
Für Luxemburg hätte diese Direktive, der diese Wo-
che das Europarlament zugesti mmt hat, weitreichen-
de Konsequenzen. Bislang gibt es hierzulande i m Ge-
gensatz zu neun anderen EU−Staaten kei n generelles
Verbot für Tabakwerbung. Als großen Erfol g hat Ge-
sundheits− und Konsumenten−Kommissar David Byr-
ne das Votumdes Parlamentes kommentiert. Dies sei
ei n wichti ges Signal an die Tabaki ndustrie. Diese
zweite Version der Direktive stünde auch juristisch
auf ei nem soli den Grund. Es sei nicht damit zu rech-
nen, dass dieses Regel werk wie sei n Vorgänger vom
Europäischen Gerichtshof zurückgewiesen wird. Vor
vier Jahren hatte Deutschland erfolgreich gegen ei n
generelles Verbot für Tabakwerbung geklagt.

Teurere Tickets mit Verspätung
Bus− und Bahnfahren wirdteurer i n Luxemburg. Ab 1.
Januar 2003 stei gen die Ticketpreise um satte fünf
bis 15 Prozent. Dies billi gte der Ministerrat i n der ver-
gangenen Woche. Das bedeutet zumBeispiel, sich für
zehn Cent mehr pro Ei nzelfahrkarte per Bus durch die
Hauptstadt schaukel n zu lassen, i nkl usive Verspätun-
gen, Voll bremsungen und − i n den Stoßzeiten − über-
füllter Busse mit schlechter Luft und schlecht gelaun-
ten FahrerI nnen. Dabei hatte der für die Fahrpreiser-
höhungen verantwortliche Übeltäter, Transportmini-
ster Henri Grethen, zu Begi nn des Jahres noch voll-
mundig verkündet, dass esi mZuge der Euro−Umstel-
l ung kei nen Teuro−Effekt auf die Nutzung öffentlicher
Transportmittel geben würde. Gab es auch nicht: Die
Regierung setzt auf ei n schwach ausgeprägtes Lang-
zeitgedächtnis der LuxemburgerI nnen und erhöht die
Preise − wie sich' s i m öffentlichen Transport gehört −
mit Verspätung. Nicht mit dem ADR: Das bezeichnet
die Tariferhöhung als "falsches Si gnal" undfordert da-
gegen ei nen kostenfrei angebotenen Personen-
transport − ei ne Forderung, die Umweltbewegung vor
mehr als ei nemJahrzehnt wegen i hrer damali gen Un-
durchsetzbarkeit aufgegen hatte.

Luxemburg ohneJuncker und drei Familien
Weiterhi n herrscht Funkstille bei der Regierung hi n-
sichtlich der Ausweisung der abgelehnten Asylbewer-
berI nnen. Der Lëtzebuerger Fl üchtli ngsrôt hatte am
11. November die Ei nberufung ei ner zuständigen Per-
son gefordert, die zwischen der Regierung und den
Luxemburger Fl üchtli ngsorganisati onen vermittelt.
Seither hat sich nichts getan. Premiermi nister Jean−
Claude Juncker hüllt sich ebenfalls weiterhi n i n
Schweigen über das Positi onspapier zur Regel ung
der Rückführung abgelehnter AsylbewerberI nnen, das
die Mehrheit der Mitgliedsorganisati onen demJustiz-
minister i m Juli zukommen ließ. Von wegen Media-
teur. Die Regierung blei bt i hrer Li nie treu: Gestern
morgen wurden drei weitere Familien ausgewiesen.
Sechs Erwachsene und sechs Ki nder mussten nach
Jugoslawien zurückreisen. Unterdessen schrieb der
Fl üchtli ngsrôt nochmals ei nen Brief an Juncker, um
diesen ei n weiteres Mal auf die Forderung nach ei ner
Vermittl ungsperson zu eri nnern. Die Antwort dürfte
auf sich warten lassen, denn auch der Premier hat
das Land verlassen: nicht als abgeschobener Fl ücht-
li ng, sondern i n beruflicher Mission zumPrager Nato−
Gipfel.

3dës woch
ARZNEI MITTEL

Kein Geldfür
Krötendrüsen


